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Vorblatt 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

In immer stärkerem Maße dringen landwirtschaftsfremde Unter- 
nehmer in den Bereich der tierischen Veredlungsproduktion 
ein. Diese Entwicklung wird durch das gegenwärtige Einkom- 
mensteuerrecht in unvertretbarer Weise begünstigt. Um die 
Wettbewerbsfähigkeit der echten landwirtschaftlichen Ver- 
edlungsbetriebe, die sich die einkommensteuerlichen Vorteile 
nicht zunutze machen können, zu erhalten, muß das Einkommen- 
steuerrecht entsprechend geändert werden. 


B. Lösung 

Der Verlustausgleich nach § 2 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes wird hinsichtlich der Verluste aus Tierhaltung ausge- 
schlossen, soweit es sich bei der Tierhaltung um eine gewerb- 
liche Betätigung handelt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die vorgesehene Regelung erbringt nicht quantifizierbare Mehr- 
einnahmen an Einkommensteuer. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz über vordringliche Änderungen auf dem Gebiet 
des Steuerrechts (Steueränderungsgesetz 1971) vom 
23. Dezember 1970 (Bundesgesetz^bl. I S. 1856), wird 
wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Ein Ausgleich von Verlusten mit Einkünften aus 
den Einkunftsarten im Sinne des Absatzes 3 Ziffer 2 


bis 7 ist nicht zulässig, soweit die Verluste auf dem 
Halten von Tierbeständen beruhen und hinsichtlich 
dieser Tierhaltung eine landwirtschaftliche Nutzung 
nach § 51 des Bewertungsgesetzes nicht vorliegt." 


A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Artikel 1 ist erstmals auf den Veranlagungszeit- 
raum 1971 anzuwenden. Im übrigen tritt dieses Ge- 
setz am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 9, März 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


In den letzten Jahren sind in den Sektor der Land- 
wirtschaftlichen Veredlungsproduktionen in zuneh- 
mendem Maße landwirtschaftsfremde Unternehmer 
eingedrungen. Es handelt sich dabei vielfach um 
Unternehmer, die die tierische Veredlung im gro- 
ßen Stil betreiben. Das gegenwärtige Einkommen- 
steuerrecht begünstigt diese Entwicklung in hohem 
Maße, weil die im (Rahmen der Veredlung entste- 
henden buchmäßigen Verluste mit positiven Ein- 
künften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen 
werden können (z. B. Gewinn aus Gewerbebetrieb 
oder selbständiger Arbeit). Dadurch wird die Wett- 
bewerbsstellung der Landwirtschaft, die ihre Ein- 
künfte zu rund 80 v. H. aus tierischer Veredlungs- 
produktion deckt, erheblich beeinträchtigt. Auch im 
Hinblick auf den Strukturwandel in der Agrarwirt- 
schaft und in den ländlichen Räumen erscheint es 


dringend geboten sicherzustellen, daß die modernen 
strukturierten landwirtschaftlichen Betriebe die Ver- 
edlungswirtschaft weiter betreiben können. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schlägt deshalb eine 
Einschränkung des Verlustausgleichs gemäß § 2 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes vor. Es soll 
von 1971 an nicht mehr zulässig sein, daß Verluste 
aus der Tierhaltung mit positiven Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten verrechnet werden. Diese 
Einschränkung soll jedoch nur insoweit gelten, als 
es sich bei der Tierhaltung nicht um eine landwirt- 
schaftliche Nutzung im Sinne des Bewertungsgeset- 
zes handelt. 

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 
verursacht keine Kosten, sondern wird Mehreinnah- 
men an Einkommensteuer ergeben. 
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